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PRÜFUNG  

Prüfung der Finanzplanung des Bahninfrastrukturfonds 

Bundesamt für Verkehr 

DAS WESENTLICHE IN KÜRZE  

In der Schweiz sind die Infrastrukturbetreiberinnen (z. B. SBB, BLS usw.) unter der Aufsicht des Bundesamts für 
Verkehr (BAV) für den Betrieb, den Substanzerhalt und den Ausbau ihrer Bahninfrastruktur verantwortlich. Das 
BAV ist seinerseits verantwortlich für die Verwaltung des Bahninfrastrukturfonds (BIF) und somit für die Finan-
zierung der Betriebskosten, des Substanzerhalts und des Ausbaus des Netzes.  

Der BIF wird jedes Jahr mit ungefähr 6 Milliarden Franken gespeist, die aus Mitteln des Bundes (Steuern und 
Abgaben) und aus Kantonsbeiträgen stammen. Diese Einlagen finanzieren den Betrieb und den Substanzerhalt 
der Infrastrukturen (2025: etwa 4 Mrd.) sowie den Ausbau (2025: etwa 1 Mrd.). Die jüngste, vom Bundesrat 
im September 2025 genehmigte BIF-Planung sieht ab Ende 2028 ein dauerhaft negatives Eigenkapital vor, was 
dem Bahninfrastrukturfondsgesetz widersprechen würde. Das ist einer der Gründe, weshalb der Bundesrat die 
nächsten Ausbauschritte für die Bahninfrastruktur im Rahmen des Projekts «Verkehr ’45» neu festlegt.  

Vor diesem Hintergrund hat die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) die Prozesse in Verbindung mit der lang-
fristigen Finanzplanung des BIF geprüft. Die Prüfung zeigt, dass das BAV substanzielle Massnahmen ergriffen 
hat, um die Herausforderungen besser zu identifizieren und Lösungen für die finanzielle Lage des BIF zu finden. 
Nichtsdestotrotz sind in Anbetracht der Höhe der betroffenen Beträge die Prozesse für die Erstellung der Fi-
nanzplanung und die Instrumente für die Berichterstattung noch nicht ausreichend ausgearbeitet. Die EFK 
stellte ausserdem Ungenauigkeiten bei den für die langfristige Planung verwendeten Zahlen fest.  

Finanzplanungsprozess noch nicht gefestigt und Berichterstattung gibt nicht ausreichend 
Aufschluss über wesentliche Unsicherheiten 

Die langfristige Finanzplanung umfasst die Datenerhebung und -bearbeitung sowie die Zusammenstellung der 
notwendigen Elemente für die Erstellung von Berichten, die der Entscheidfindung von Bundesverwaltung und 
Parlament dienen. 

Die EFK ist jedoch der Ansicht, dass die Prozesse, die Verantwortlichkeiten und die Kontrollen des BAV nur 
unzureichend festgelegt sind. Aufgrund dieser Lücken fehlt es der Bundesverwaltung und dem Parlament an 
der notwendigen Klarheit und an ausreichend transparenten Informationen, um fundierte Entscheidungen 
treffen zu können. Die EFK empfiehlt insbesondere, das Ausmass der Unsicherheit bei den BIF-Prognosen trans-
parent darzustellen, indem sie durch auf Szenarien basierende Bandbreiten ergänzt werden. 

Qualität der Prognosen ist unzureichend, bessert sich jedoch 

Zwischen 2025 und 2045 sieht das BAV Ausgaben in Höhe von 88 Milliarden Franken für den Substanzerhalt 
der Infrastrukturen vor. Da eine robuste Methodik für die Ermittlung dieses Betrags fehlt, weist die EFK – wie 
bereits in einer früheren Prüfung aus dem Jahr 2022 festgestellt – auf die hohe Unsicherheit dieser Prognose 
hin. Aufgrund der gesetzlichen Vorrangstellung des Substanzerhalts gegenüber dem Ausbau würde ein stei-
gender Bedarf für den Substanzerhalt die Verfügbarkeit von Mitteln für den Ausbau entsprechend verringern. 

Eine Reihe von bereits laufenden Ausbauvorhaben wird zu Ende geführt. Sie erfordern zwischen 2025 und 
2045 Ausgaben in Höhe von 13 Milliarden Franken. Hierzu kommen etwa 40 Milliarden Franken für Vorhaben, 
die derzeit analysiert werden. Das BAV verfügt lediglich über 14 Milliarden, bzw. über 24 Milliarden im Falle 
einer Verfassungsänderung. Aufgrund dieser Situation ist das BAV gezwungen, seine Ausbauvorhaben zu prio-
risieren oder gar aufzugeben. Die EFK stellte Ungenauigkeiten bei der Berücksichtigung der Teuerung, beim 
Wirtschaftswachstum und bei der Datenübertragung fest.  

ORIGINALTEXT AUF FRANZÖSISCH  
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Die vom BAV zur Verfügung gestellten Daten, die von der Eidgenössischen Technischen Hochschule Zürich2 für 
die Priorisierung im Rahmen von «Verkehr ’45» verwendet wurden, berücksichtigen die Teuerungskosten nicht 
bei allen Projekten. Diese Kosten, die im Bereich von mehreren Milliarden Franken liegen, könnten die Finan-
zierungskapazität für Ausbauvorhaben erheblich einschränken. Im Rahmen von «Verkehr ’45» würde dies eine 
umso strengere Priorisierung erforderlich machen. 

 

 

 

 

 

  

 

2  Gutachten der ETHZ «UVEK: Verkehr 2045» vom 15. September 2025. Prof. Dr. Ulrich A. Weidmann, Dr. Michael Nold 

https://www.uvek.admin.ch/dam/de/sd-web/otbleRCrlLBm/20251009%20ETH%20Z%C3%BCrich%20Verkehr45%20Gutachten%20DE.pdf

